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Blochers Neutralitätsverständnis fällt in Umfragen durch
Der Bundesrat hat mit der Übernahme der EU-Sanktionen eine Debatte über die Neutralität entfacht. Das Volk liegt auf seiner Linie.

Kari Kälin

Sie ist in der Verfassung veran-
kert, gehört zur DNA des helve-
tischen Staatswesens und ist völ-
lig unbestritten: 96 Prozent der
Stimmbevölkerung stellen sich
gemäss der Umfrage «Sicher-
heit 2021» der ETH Zürich hin-
ter die Neutralität.

Weniger deutlich präsentiert
sich das Bild bei der politischen
Umsetzung der Neutralität. Eine
Mehrheit von 57 Prozent befür-
wortet die «differenzielle» Neu-
tralität. Was heisst das? Vor dem
Ersten Weltkrieg, während und
nach dem Zweiten Weltkrieg
praktizierte die Schweiz die «in-
tegrale Neutralität»: keine Teil-

nahme an bewaffneten Konflik-
ten, aber auch keine Beteiligung
an Wirtschaftssanktionen gegen
Kriegsparteien. Man führte
Handel im bisherigen Umfang
(«courant normal») weiter.

Differenzielle Neutralität
bedeutet: Man positioniert sich
politisch und schliesst sich Wirt-
schaftssanktionen an. Die
Schweiz übernahm 1990 die
UNO-Sanktionen gegen den
Irak, obwohl sie damals nicht
UNO-Mitgliedwar.DerBundes-
rat schwenkte auf die «differen-
zielle Neutralität» um, ohne
aber diesen Begriff in der öffent-
lichen Kommunikation zu ver-
wenden. Nach dem russischen
Angriff auf die Ukraine hat der

Bundesrat nach einigen Tagen
des Zögerns die EU-Sanktionen
übernommen – ein Entscheid
für die differenzielle Neutralität.

Alt Bundesrat und SVP-Do-
yen Christoph Blocher taxiert
dies als groben Fehler. Wer bei
den EU-Sanktionen mitmache,
sei Kriegspartei, sagte er in
einem Interview mit der NZZ.
Blocher plant deshalb eine
Volksinitiative, mit der er die
dauernde, bewaffnete und inte-
grale Neutralität in die Verfas-
sung schreiben will. Er sei dabei,
ein überparteiliches Komitee zu
bilden, sagte er gegenüber CH
Media. Mit im Boot rudern dürf-
te die Auns, die voraussichtlich
bald Teil der neuen Organisa-

tionen «PSS – Pro Souveräne
Schweiz» wird.

Die Auns liebäugelte schon
vor einigen Jahren mit einer
Neutralitätsinitiative – unter an-
derem, weil das Aussendepar-
tement die Neutralität nicht als
grundsätzliches Hindernis zur
Teilnahme an wirtschaftlichen
Sanktionen von internationalen
Organisationen betrachtete. Ge-
mäss Blocher beschwichtigte
der Bundesrat in Vorgesprächen
zur Initiative, er halte an der in-
tegralen Neutralität fest; das
Projekt wurde schubladisiert.
Blocher erinnert daran, die
Schweiz habe sich nach der An-
nexion der Krim durch Russland
nicht an den Wirtschaftssank-

tionen beteiligt, sondern ledig-
lich dafür gesorgt, nicht als Um-
gehungsplattform zu dienen.

Nimmt man aktuelle Umfra-
gen zum Massstab, steht Blocher
mit der Neutralitätsinitiative auf
verlorenem Posten. Die Mehr-
heit der Bevölkerung bevorzugt
die differenzielle Neutralität
und begrüsst die Teilnahme an
den EU-Sanktionen. Von der
Meinungsforschung lässt sich
Blocher indes nicht beirren. «Es
hat noch keine vertiefte Ausein-
andersetzung über das Wesen
der schweizerischen Neutralität
stattgefunden.» Die Menschen
hätten zu Recht die Meinung,
der russische Angriff auf die
Ukraine sei eine «Sauerei». Der

Bundesrat dürfe seine Politik je-
doch nicht an der öffentlichen
Empörung ausrichten, sondern
müsse am traditionellen Neu-
tralitätsbegriff festhalten. Solan-
ge der Krieg auf die Ukraine be-
schränkt bleibe, sei die Schweiz
nicht unmittelbar bedroht.
«Aber wenn die Russen plötz-
lich in Polen an der Grenze zu
Deutschland stehen, ist die
Schweiz nicht mehr weit.»
Schon jetzt figuriert die Schweiz
auf Russlands Feindesliste. Blo-
cher befürchtet, die Schweiz
könnte mit ihrer jetzigen Neu-
tralitätspolitik in den Krieg
hineingezogen werden – anstatt
sich mit den traditionellen
Guten Diensten zu profilieren.

Parteien fordern schärfere Sanktionen
Spätestens seit dem Massaker in Butscha ist für das Gros der Parteipräsidien klar: Es braucht rasch weitere Massnahmen gegen Russland.

Chiara Stäheli, RemoHess,
Francesco Benini

Was nach dem Rückzug der rus-
sischen Truppen aus Butscha in
den Köpfen der Menschen
bleibt, sind schockierende Bil-
der, die Bestürzung auslösen:
Tote, teils gefesselte Zivilisten
liegen auf den Strassen der Vor-
stadt Kiews. Es sind Menschen,
die offensichtlich von der russi-
schen Armee erschossen wur-
den. Die ukrainischen Behörden
sprechen von über 400 Toten.

Regierungen weltweit haben
mit deutlichen Worten auf diese
Gräueltaten reagiert. Von einem
«Schlag in die Magengrube»
spricht US-Aussenminister
Antony Blinken. Der deutsche
Bundeskanzler Olaf Scholz und
seine Aussenministerin Annale-
na Baerbock reden von «Kriegs-
verbrechen». Der britische Pre-
mierminister Boris Johnson und
Frankreichs Präsident Emma-
nuel Macron ebenso.

DieDevisedesEDA:Bloss
niemandenverärgern
Angesichts der deutlichen inter-
nationalen Reaktionen fällt die
Stellungnahme des Schweizer
Departements für Auswärtige
Angelegenheiten (EDA) von
Bundesrat Ignazio Cassis gera-
dezu harmlos aus. Statt die Din-
ge beim Namen zu nennen, wird
darin bloss von den «schweren
Vorstössen gegen das humanitä-
re Völkerrecht» und «Gescheh-
nissen» gesprochen, die ausser-
dem «mutmasslich» stattgefun-
den haben sollen. Auch einen
klaren Adressaten seiner Bot-
schaft, namentlich Russland,
lässt das EDA missen und ruft
stattdessen «alle Seiten» dazu
auf, das humanitäre Völkerrecht
zu schützen.

Weshalb diese stark tempe-
rierte Formulierung? Und wa-
rum nennt das EDA den Aggres-
sor nicht beim Namen? Diese
Fragen versuchte Cassis am
Montag zu klären – allerdings
wenig erfolgreich (siehe Box).

Fest steht: Die in Watte ver-
packten Worte der Schweiz ge-
hen vielen Politikerinnen und
Politikern zu wenig weit. So

schreibt Mitte-Präsident Ger-
hard Pfister auf Twitter, er er-
warte,«dassderGesamtbundes-
rat klarere und deutlichere Wor-
tefindetzudenKriegsverbrechen
in der Ukraine als Ignazio Cas-
sis».SeinePartei fordert zudem,
dass der Bundesrat «weitere
eigenständigeSanktionengegen
Russland» ergreife. Die Schweiz
müsse «jetzt ihren Beitrag leis-
ten, umdie Bevölkerung der Uk-
raine besser vor diesen Gräuel-
taten zu schützen», so Pfister.

Auch FDP-Parteipräsident
Thierry Burkart findet im
Gegensatz zum EDA klare Wor-
te zum Blutvergiessen in der
Ukraine: Die Bilder aus Butscha
seien «ein weiterer Beleg für
schwere russische Kriegsverbre-
chen an der Zivilbevölkerung».
Nun sei der Westen unter Betei-
ligungderSchweizgehalten, sei-
ne «Sanktionen massiv zu ver-
stärken». FDP-Vizepräsident
Andri Silberschmidt nennt an
dieser Stelle den Ausschluss

sämtlicher russischer Banken
vom Zahlungssystem Swift; bis-
her sind sieben Finanzinstitute
von dieser Sanktion betroffen.
Silberschmidt fordert ausser-
dem, dass die Schweiz kein Erd-
gas mehr aus Russland impor-
tieren sollte. «Das müsste aber
die EU beschliessen, da wir kei-
nen Direktimport aus Russland
haben», betont er.

Die SP wiederum pocht
darauf, dass das EDA «die
Kriegsverbrechen des Putin-
Regimes unmissverständlich
verurteilt», wie Co-Präsidentin
Mattea Meyer sagt. Der Bundes-
rat und das Staatssekretariat für
Wirtschaft stünden in der
Pflicht, die Sanktionen gegen
die russischen Oligarchen «end-
lich konsequent» umzusetzen.
«Putins Krieg darf nicht aus der
Schweiz heraus finanziert wer-
den», so Meyer. Deshalb müsse
die Schweiz einerseits ihre Ab-
hängigkeit von russischem Gas
und Öl so schnell wie möglich

beenden, andererseits brauche
es eine Taskforce, welche den
russischen Rohstoffhandel über-
wache und aktiv russische
Oligarchengelder suche.

Grünewollen Import
vonÖlundGasstoppen
Ähnlich äussert sich Grünen-
Präsident Balthasar Glättli. Er
zeigt sich auf Anfrage ent-
täuscht: «Während die russische
Armee in der Ukraine Kriegsver-
brechen begeht und Zivilisten
massakriert, ringt sich der Bun-
desrat nicht einmal zur konse-
quenten Umsetzung der EU-
Sanktionen durch.» Die Schweiz
müsse nun endlich Haltung zei-
gen und die EU-Sanktionen
«umfassend übernehmen und
umsetzen», so Glättli. Auch for-
dern die Grünen – genau wie die
SP – einen Boykott von russi-
schem Öl, Gas und Uran.

Die Stellungnahme des EDA
kommt auch bei den Grünlibe-
ralen nicht gut an. Parteipräsi-
dent Jürg Grossen bezeichnet
diese als «klar zu schwache Re-
aktion der offiziellen Schweiz
auf die Verbrechen in Butscha».
Einmal mehr fehle dem Bundes-
rat «Leadership». Grossen fin-
det, dass die Schweiz die inter-
national verhängten Sanktionen
gegen Russland konsequent
mitvollziehen müsse. Ein Stopp
der Energielieferungen aus
Russland sei erstrebenswert, er-
gebe aber nur Sinn, wenn er mit
anderen Ländern koordiniert
werde. Die Schweiz könne eine
solche Massnahme nicht alleine
umsetzen.

Zur Zurückhaltung ruft hin-
gegen die SVP auf. Medienspre-
cherin Andrea Sommer betont,
dass die Partei an der Neutrali-
tät der Schweiz festhalte. «Wir
sollten uns nicht in Konflikte
hineinreissen lassen, sondern
unsere Guten Dienste für alle
anbieten.» Im Übrigen gelte der
Rechtsstaat für alle. Wenn die
Mitte oder linke Parteien keine
Rohstoffe mehr aus Russland
importieren wollten, sollten sie
diese Forderungen im Parla-
ment beschliessen lassen und
dann auch die Verantwortung
übernehmen für die Schweiz.

Krieg in derUkraine

Schockierend: Journalisten an einem Massengrab in Butscha. Bild: AP/Keystone (Butscha, 4. April 2022)

Cassis verteidigt Zurückhaltung
Diplomatie An einem kurzfris-
tig anberaumten Medienauftritt
in Bern verteidigte Bundesprä-
sident und Aussenminister Igna-
zio Cassis am Montagnachmit-
tag die zurückhaltende Stellung-
nahme des EDA: «Die Bilder,
die wir gesehen haben, gehen
unter die Haut und haben uns
schockiert.» Es handle sich um
Gräueltaten, die man sich im
Europa des 21. Jahrhunderts
nicht habe vorstellen können.

Doch die Diplomatie müsse
mit kühlem Kopf reagieren. Die
Schweiz habe umgehend beim
InternationalenGerichtshof,der
UNO und der OSZE eine inter-
nationale, unabhängige Unter-
suchung verlangt, damit die
TäterschaftzurRechenschaftge-
zogen werden könne. Man sei
bereit, eine solche Untersu-

chung finanziell und mit perso-
nellen Mitteln zu unterstützen.

Darauf angesprochen, wa-
rum die Schweiz im Gegensatz
zu anderen europäischen Staa-
ten die Massaker von Butscha
nicht als mögliches Verbrechen
gegen die Menschlichkeit be-
zeichnet habe, sagte Cassis,
in der Diplomatie müssten die
Worte mit Bedacht gewählt wer-
den. Die Frage, was ein Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit
sei, sei keine politische, sondern
eine juristische Frage, welche
unabhängige Gerichte beurtei-
len müssten. Die Schweiz wäre
bereit, in Abstimmung mit der
EU die Sanktionen gegen Russ-
land weiter zu verschärfen, sag-
te Cassis. Einem Alleingang der
Schweiz gegenüber zeigte sich
Cassis hingegen skeptisch. (cbe)
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